
Initiative «Für die Offenlegung der Politikfinanzierung (Transparenz-
initiative)» 1 

(Kantonsratsbeschluss vom 25. Oktober 2017) 

Der Kantonsrat des Kantons Schwyz beschliesst: 

1. Die Initiative „Für die Offenlegung der Politikfinanzierung (Transpa-
 renzinitiative)“ wird in der nachfolgenden Form als gültig erklärt:  
 
Die Kantonsverfassung vom 24. November 20102 wird wie folgt geändert: 
 
§ 45a (neu)  Offenlegungspflichten  

1 Alle Parteien und politische Gruppierungen, Kampagnenkomitees, Lobbyor-
ganisationen und sonstige Organisationen, die sich an Abstimmungskämpfen 
sowie Wahlen beteiligen, die in die Kompetenz von Kanton, Bezirke und Ge-
meinden fallen, müssen ihre Finanzen offenlegen. Unter die Offenlegungs-
pflichten fallen insbesondere:  
a) die Finanzierungsquellen und das gesamte Budget für den betreffenden 

Wahl- oder Abstimmungskampf;  
b) die Namen der juristischen Personen, die zur Finanzierung beigetragen 

haben, mit Angabe des jeweiligen Betrags, sofern dieser pro Kalenderjahr 
insgesamt höher als 1000 Franken ist;  

c) die Namen der natürlichen Personen, die zur Finanzierung beigetragen 
haben, mit Angabe des jeweiligen Betrags. Ausgenommen sind Spenderin-
nen und Spender, deren Zuwendung insgesamt 5000 Franken pro Kalen-
derjahr nicht übersteigt.  

2 Alle Kandidierenden für alle öffentlichen Ämter auf Kantons- und Bezirks-
ebene sowie für Exekutiven und Legislativen auf kommunaler Ebene legen 
ihre Interessenbindungen bei der Anmeldung ihrer Kandidatur offen.  
3 Zu Beginn eines Kalenderjahres legen alle gewählten Mandatsträgerinnen 
und Mandatsträger in öffentlichen Ämtern gemäss Abs. 2 ihre Interessenbin-
dungen offen.  
4 Der Kanton oder eine unabhängige Stelle überprüfen die Richtigkeit der 
Angaben gemäss den Abs. 1 bis 3 und erstellen ein öffentliches Register.  
5 Widerhandlungen von Kandidierenden und gewählten Mandatsträgerinnen 
und Mandatsträgern sowie von Parteien, politischen Gruppierungen, Abstim-
mungskomitees, Lobbyorganisationen und sonstigen Organisationen gegen 
die Verpflichtungen in den Abs. 1 bis 3 dieser Bestimmung werden mit Bus-
se sanktioniert.  
6 Das Gesetz regelt die Einzelheiten.  

2. Die Initiative wird abgelehnt.  

3. Die Initiative wird der Volksabstimmung unterstellt. 
 
 

Im Namen des Kantonsrates 
Die Präsidentin: Dr. Karin Schwiter 
Der Protokollführer: Dr. Paul Weibel 
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